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Aus Berlin in die Pfalz –

Neues aus dem Bundestag

27. Februar 2015

Liebe Genossin, lieber Genosse,

während die einen (Griechenland)

Ƶŵ�Į ŶĂŶǌŝĞůůĞ�>ƵŌ�ƌŝŶŐĞŶ—und das

auch nicht immer fair gegenüber

denjenigen, von denen sie Hilfe er-

warten— können andere (Portugal)
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rückzahlen, weil sie Reformen umge-

setzt haben, die auch bei ihnen

„Schrammen“ verursacht haben.

Aber seien wir jetzt bei Griechenland

nicht ungeduldig, geben wir der neu-

en Regierung eine Chance. Wir kön-

nen nur hoffen und wünschen, dass 

die Griechen jetzt die Wurzeln der
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me Personen kennt. Damit muss

Schluss sein, in ganz Europa.

Wir in Deutschland können, was

Steuerzahlungen angeht, zufrieden

sein. Die Steuerquote ist derzeit die

ĚƌŝƩ ŚƂĐŚƐƚĞ�ƐĞŝƚ�ϭϵϴϮ͘ ��ĂƐ�ŝƐƚ�ũĂ�ŝŵ�

WƌŝŶǌŝƉ�ĞŝŶĞ�ƐĞŚƌ�ŐƺŶƐƟŐĞ��ƵƐŐĂŶŐƐͲ

ƐŝƚƵĂƟŽŶ�Ĩƺƌ�ĂůůĞ��ďĞŶĞŶ͗ ��ƵŶĚ͕ �>ĂŶĚ�

und Kommunen. Aber auch hier gibt

es in Deutschland erhebliche Unter-

schiede, nach wie vor. Das hat nichts

damit zu tun, dass der eine Kämme-

rer besser mit Geld umgehen kann

als der andere. Es hat damit zu tun,

welche Leistungen von einer Kom-

mune/Stadt erwartet wird: von der

Kita über ein entsprechendes Schul-

angebot, Schwimmbad, Bücherei,

Kulturbetrieb, Straßen, ÖPNV, Kran-

kenhaus usw. Hinzu kommen im

Augenblick auch die Hilfen, die von

den Kommunen erwartet wird, weil

der Bund den vielen Flüchtlingen

helfen will und auch muss. Da wer-

den wir in Berlin nicht umhin kom-

men, für Entlastung für die Kommu-

nen zu sorgen.

Und natürlich kommt es auch auf die

Einnahmenseite in unseren Städten

an. Wenn ein Unternehmen viel in-
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ist, dann reduzieren diese Ausgaben

auf der anderen Seite die Steuern.
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stark zu machen. Denn damit wer-

den Arbeitsplätze gesichert und auch

der Standort.

Diese Woche besuchte Dieter Feid,

Ludwigshafens Stadtkämmerer, im

ZĂŚŵĞŶ�ĚĞƌ�s ĞƌĂŶƐƚĂůƚƵŶŐ�ĚĞƐ��ŬƟͲ

onsbündnisses  in Not befindlicher 

Städte (52; 8 davon aus RLP) Berlin

und es gab am Vorabend ein Treffen 
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Bundestagsabgeordneten. Ausführ-

lich habe ich mich da sowohl mit

Dieter Feid als auch mit Klaus Wei-

chel, dem OB aus Kaiserslautern und

dessen Amtskollegen aus Pirmasens

austauschen können.

In dem Zusammenhang ist es für
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dass der Bund unsere Stadt bei der

Sanierung der Hochstraße angemes-

sen unterstützt. Ziel muss sein, dass

die gleiche Kostenverteilung möglich

wird wie zum Zeitpunkt des Baus

dieser Straße.

Herzlichst Eure
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Die Mietpreisbremse kommt!

Diese Woche hat das Bundes-

kabinett einen von Justizminis-

ter Heiko Maß vorgelegten

Gesetzentwurf für die Miet-

preisbremse verabschiedet.

Das heißt konkret: Bei einem

Mieterwechsel kann die Miete

nur noch so viel angehoben

werden, dass sie höchstens

zehn Prozent über dem orts-

üblichen Durchschnitt liegt.

Das gilt überall dort, wo die

Bundesländer einen ange-

spannten Wohnungsmarkt

feststellen. Ausgenommen

sind nur Neubauten und die

Erstvermietung von umfas-

send sanierten Wohnungen,

damit notwendige Sanierun-

gen und der Wohnungsneu-

bau nicht eingeschränkt wer-

den.

Viel Geld sparen Mieter auch,

weil sie den Makler künftig nur

bezahlen müssen, wenn sie

ihn auch selbst beauftragt ha-

ben. Endlich gilt auch hier das

Prinzip: Wer bestellt, der be-

zahlt! Die Mietpreisbremse soll

noch in diesem Jahr in Kraft

treten. Das ist effektiver Mie-

terschutz, den die SPD in der

Bundesregierung durchgesetzt

hat!

Griechenland-Hilfen

Die Griechenland-Hilfen haben

uns in dieser Woche hier in

Berlin beschäftigt. Die neue

griechische Regierung und die

Eurogruppe haben sich auf

den grundsätzlichen Rahmen

für eine viermonatige Verlän-

gerung des Hilfsprogramms

verständigt. Der Bundestag

hat diesem Hilfsprogramm mit

großer Mehrheit über alle

Fraktionen hinweg zuge-

stimmt.

Nun kommt es darauf an, dass

sich die griechische Regierung

verbindlich zu konkreten Re-

formschritten verpflichtet, um

vor Ort endlich mehr Steuer-

gerechtigkeit zu schaffen und

die Korruption zu bekämpfen.

Dafür hat sie unsere volle Un-

terstützung!

Die deutschen und europäi-

schen Steuerzahler erwarten

zu Recht, dass die geleisteten

Hilfen auch zu konkreten Fort-

schritten in Griechenland füh-

ren. Deswegen ist es entschei-

dend, dass diese Reformen

entschlossen umgesetzt wer-

den. Das ist Grundvorausset-

zung für weitere Hilfen. Denn

nur dann kann in Griechenland

mehr Wachstum und Beschäf-

tigung entstehen. Und nur

dann können die großen sozi-

alen Verwerfungen, die die

griechische Gesellschaft der-

zeit prägen, überwunden wer-

den.

SPD-Freihandelskonferenz

In dieser Woche habe ich bei

der Freihandelskonferenz von

SPD und SPD-

Bundestagsfraktion teilgenom-

men. Über 700 Menschen ha-

ben am Montag im Willy-

Brandt-Haus die Möglichkeit

genutzt, um mit EU-

Handelskommissarin Cecilia

Malmström, Martin Schulz und

vielen anderen Experten über

die Chancen und möglichen

Risiken der Handelsabkom-

men mit den USA (TTIP) und

Kanada (CETA) zu diskutie-

ren.

Handelsabkommen von vorne-

herein zu verteufeln wäre

falsch. Denn kein anderes

Land ist so sehr auf offene

Märkte und den Zugang zum

Welthandel angewiesen wie

Deutschland. Gleichzeitig bie-

ten die Abkommen die Chan-

ce, weltweit bessere Stan-

dards beim Umweltschutz so-

wie beim Schutz von Arbeit-

nehmern und Verbrauchern

durchzusetzen.

Die Verhandlungen über die

Freihandelsabkommen haben

jedoch auch Ängste und Miss-

trauen ausgelöst. Wir nehmen

diese Sorgen ernst und ma-

chen uns für mehr Transpa-

renz bei den Verhandlungen

stark. In enger Abstimmung

mit dem DGB hat unser Partei-

konvent klare Anforderungen

an die transatlantischen Frei-

handelsabkommen formuliert.

Die Mietpreisbremse kommt! • Griechenland-Hilfen • SPD-Freihandelskonferenz • Ukraine:

Die Lage bleibt fragil
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Dazu gehört auch die Maßga-

be, dass Entscheidungen des

demokratischen Gesetzgebers

durch den Investorenschutz

nicht ausgehebelt werden dür-

fen. Daran werden wir uns hal-

ten!

Der Vertragstext von CETA

geht in die richtige Richtung.

Ausdrücklich wird darin fest-

gehalten, dass die Handlungs-

fähigkeit des Gesetzgebers im

Rahmen des Investitionsschut-

zes beim Gesundheits- und

Umweltschutz, bei der Wah-

rung der öffentlichen Sicher-

heit und Ordnung sowie bei

der Förderung kultureller

Diversität gewahrt bleiben

muss.

Um beim Investitionsschutz

Fortschritte erzielen, muss Eu-

ropa mit einer Stimme spre-

chen. Sigmar Gabriel hat in

Madrid eine gemeinsame Linie

der europäischen Sozial-

demokraten abgestimmt. Ziel

ist es, die gängigen Verfahren

zur Schlichtung zwischen

Staaten und Investoren zu mo-

dernisieren und Schiedsver-

fahren auf festem recht-

staatlichem Grund zu veran-

kern. Private Schiedsgerichte

sollten mittelfristig durch öf-

fentlich-rechtlich legitimierte

internationale Schiedsgerichte

abgelöst werden.

Ukraine: Die Lage bleibt wei-

terhin fragil

Die Lage in der Ost-Ukraine

bleibt weiterhin fragil und un-

übersichtlich. Die in Minsk ver-

einbarte Waffenruhe wird noch

nicht wie vereinbart eingehal-

ten. Beim anvisierten Abzug

schwerer Waffen gibt es Hoff-

nung.

Unser Außenminister Frank-

Walter Steinmeier ist diese

Woche kurzfristig zu Gesprä-

chen mit dem russischen und

dem ukrainischen Außenmi-

nister nach Paris gereist. Dort

setzte er sich nochmals mit

Nachdruck dafür ein, dass die

beiden Konfliktparteien, die in

Minsk II vereinbarten Maßnah-

men umsetzen und einhalten.

Von Russland erwarten wir,

dass es seinen Einfluss auf

die Separatisten nutzt und die-

se dazu bringt, die eingegan-

genen Verpflichtungen auch

tatsächlich einzuhalten. Solan-

ge sich hier nichts tut, sind die

Sanktionen gegen Russland

weiterhin gerechtfertigt auf-

recht zu erhalten. Eine erneute

militärische Eskalation muss

unbedingt verhindert werden.

Es ist gut, dass sich die Bun-

desregierung auf Druck der

SPD gegen Waffenlieferungen

entschieden hat. Das zeugt

von unserer Überzeugung,

dass Krieg und Gewalt in der

Ukraine nur auf diplomati-

schem Weg beendet werden

können. Die laufende OSZE-

Mission ist dafür ein wichtiger

Schlüssel. Sie sollte gestärkt

und ausgebaut werden, damit

sie die ihr übertragenen Auf-

gaben vollumfänglich bewälti-

gen kann.

Einführung einer Infrastruk-

turabgabe für Pkw

In dieser Woche haben wir in

erster Lesung den Gesetzent-

wurf zur Einführung einer Inf-

rastrukturabgabe (Pkw-Maut)

auf Bundesfernstraßen und

den Entwurf eines zweiten

Verkehrssteueränderungsge-

setzes, das die Senkung der

Kfz-Steuer vorsieht, beraten.

Mit der Einführung der Infra-

strukturabgabe wird eine Stär-

kung der Nutzerfinanzierung

bei den Investitionen in Ver-

kehrsinfrastruktur angestrebt.

Durch die Pkw-Maut ver-

schiebt sich die Finanzierung

von der Kfz-Steuer, die dem

allgemeinen Bundeshaushalt

zufließt, auf die Nutzerfinan-

zierung.

Die Einführung der Pkw-Maut

war nie unser Projekt. Im Rah-

men der Koalitionsverhandlun-

gen haben wir uns jedoch un-

ter zwei Voraussetzungen da-

rauf verständigt: Erstens darf

kein deutscher Autofahrer

stärker belastet werden als

bisher. Zweitens muss das

Gesetz europarechtskonform

ausgestaltet sein. Darauf wer-

den wir nun im parlamentari-

schen Verfahren sehr genau

achten!


